
Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 15. 
November 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Oberlandesgerichts Köln — Deutschland) — Susanne 

Leichenich/Ansbert Peffekoven, Ingo Horeis 

(Rechtssache C-532/11) ( 1 ) 

(Richtlinie 77/388/EWG — Mehrwertsteuer — Befreiungen 
— Art. 13 Teil B Buchst. b — Vermietung und Verpachtung 
von Grundstücken — Dauerhaft am Ufer eines Flusses ver­
täutes Hausboot ohne Eigenantrieb — Verpachtung des Haus­
boots einschließlich der dazugehörenden Steganlage sowie 
Land- und Wasserfläche — Ausschließliche Bestimmung zur 
auf Dauer angelegten Nutzung als Restaurant bzw. Diskothek 

— Einheitliche Leistung) 

(2013/C 9/33) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberlandesgericht Köln 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Susanne Leichenich 

Beklagte: Ansbert Peffekoven, Ingo Horeis 

Beteiligte: Dr. Leyh, Dr. Kossow & Dr. Ott KG, Wirtschaftsprü­
fungsgesellschaft, Steuerberatungsgesellschaft 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Oberlandesgericht Köln — 
Auslegung von Art. 13 Teil B Buchst. b der Sechsten Richtlinie 
77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteu­
ern –Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuer­
pflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — Umfang 
der in dieser Bestimmung vorgesehenen Befreiung der Vermie­
tung und Verpachtung von Grundstücken von der Umsatzsteuer 
— Verpachtung einer Wasserfläche und eines zur kommerziel­
len Nutzung als Restaurant und Diskothek bestimmten Boots 

Tenor 

1. Art. 13 Teil B Buchst. b der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG 
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Ge­
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Be­
messungsgrundlage ist dahin auszulegen, dass der Begriff der Ver­
mietung und Verpachtung von Grundstücken die Verpachtung 
eines Hausboots einschließlich der dazugehörenden Liegefläche 
und Steganlage umfasst, das mit nicht leicht zu lösenden Befesti­
gungen, die am Ufer und auf dem Grund eines Flusses angebracht 
sind, ortsfest gehalten wird, an einem abgegrenzten und identifi­
zierbaren Liegeplatz im Fluss liegt und nach den Bestimmungen 
des Pachtvertrags ausschließlich zur auf Dauer angelegten Nutzung 
als Restaurant bzw. Diskothek an diesem Liegeplatz bestimmt ist. 
Diese Verpachtung stellt eine einheitliche steuerfreie Leistung dar, 
ohne dass zwischen der Verpachtung des Hausboots und der der 
Steganlage zu differenzieren wäre. 

2. Ein solches Hausboot stellt kein Fahrzeug im Sinne von Art. 13 
Teil B Buchst. b Nr. 2 der Sechsten Richtlinie 77/388 dar. 

( 1 ) ABl. C 25 vom 28.1.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Achte Kammer) vom 15. 
November 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Augstākās tiesas Senāts — Lettland) — SIA Kurcums Metal/ 

Valsts ieņēmumu dienests 

(Rechtssache C-558/11) ( 1 ) 

(Gemeinsamer Zolltarif — Tarifierung — Kombinierte No­
menklatur — In Russland aus Polypropylen und Stahldraht 
hergestellte kombinierte Seile mit der Bezeichnung „Taifun“ 
— Gewellte Schäkel mit abgerundeten Enden, die durch einen 
Bolzen miteinander verbunden sind — Antidumpingzölle auf 
die Einfuhren bestimmter Kabel und Seile aus Eisen oder 
Stahl mit Ursprung in der Tschechischen Republik, Russland, 

Thailand und der Türkei) 

(2013/C 9/34) 

Verfahrenssprache: Lettisch 

Vorlegendes Gericht 

Augstākās tiesas Senāts 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: SIA Kurcums Metal 

Beklagte: Valsts ieņēmumu dienests 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Augstākās tiesas Senāts — Aus­
legung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des 
Rates vom 23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische 
Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif (ABl. L 256, 
S. 1) und des Art. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1601/2001 des 
Rates vom 2. August 2001 zur Einführung eines endgültigen 
Antidumpingzolls und zur endgültigen Vereinnahmung des vor­
läufigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren bestimmter Kabel 
und Seile aus Eisen oder Stahl mit Ursprung in der Tsche­
chischen Republik, Russland, Thailand und der Türkei (ABl. 
L 211, S. 1) — In Russland hergestellte kombinierte, aus Poly­
propylen und Stahldraht zusammengesetzte Seile „Taifun“ — 
Einreihung in Unterposition 5607 49 11 oder in Unterposition 
7312 10 98 der Kombinierten Nomenklatur — Gewellte Schä­
kel mit abgerundeten Enden, die durch einen Bolzen miteinan­
der verbunden sind — Einreihung in Unterposition 7317 00 90 
oder in Unterposition 7326 90 98 der Kombinierten Nomen­
klatur — Endgültige Antidumpingzölle 

Tenor 

1. Die Unterposition 5607 49 11 der Kombinierten Nomenklatur in 
Anhang I der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 
23. Juli 1987 über die zolltarifliche und statistische Nomenklatur 
sowie den Gemeinsamen Zolltarif in der durch die Verordnung 
(EG) Nr. 1549/2006 der Kommission vom 17. Oktober 2006 
geänderten Fassung ist dahin auszulegen, dass aus Polypropylen 
und verzinktem Stahldraht zusammengesetzte Seile wie die im 
Ausgangsverfahren streitigen als solche nicht in diese Unterposi­
tion einzureihen sind.
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2. Die Allgemeine Vorschrift 3 b für die Auslegung der Kombinier­
ten Nomenklatur in Anhang I der Verordnung Nr. 2658/87 in 
der durch die Verordnung Nr. 1549/2006 geänderten Fassung ist 
dahin auszulegen, dass die zolltarifliche Einreihung von Seilen wie 
den im Ausgangsverfahren streitigen vorbehaltlich einer vom vor­
legenden Gericht unter Berücksichtigung aller ihm vorliegenden 
tatsächlichen Angaben vorzunehmenden Überprüfung dahin ge­
hend, dass keiner der beiden Bestandteile dieser Seile für sich 
genommen diesen Seilen ihren wesentlichen Charakter verleiht, 
nicht unter Anwendung dieser Vorschrift zu erfolgen hat. 

3. Art. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1601/2001 des Rates vom 2. 
August 2001 zur Einführung eines endgültigen Antidumpingzolls 
und zur endgültigen Vereinnahmung des vorläufigen Antidum­
pingzolls auf die Einfuhren bestimmter Kabel und Seile aus Eisen 
oder Stahl mit Ursprung in der Tschechischen Republik, Russland, 
Thailand und der Türkei ist dahin auszulegen, dass Seile wie die 
im Ausgangsverfahren streitigen unter der Annahme, dass sie in 
die Unterposition 7312 10 98 der Kombinierten Nomenklatur in 
Anhang I der Verordnung Nr. 2658/87 in der durch die Ver­
ordnung Nr. 1549/2006 geänderten Fassung einzureihen sind, in 
den Anwendungsbereich dieser Bestimmung fallen. 

4. Die Unterposition 7317 00 90 der Kombinierten Nomenklatur in 
Anhang I der Verordnung Nr. 2658/87 in der durch die Ver­
ordnung Nr. 1549/2006 geänderten Fassung ist dahin auszule­
gen, dass gewellte Schäkel — wie die im Ausgangsverfahren 
streitigen — mit abgerundeten Enden, die durch einen Bolzen 
miteinander verbunden sind, nicht in diese Unterposition einzurei­
hen sind. 

( 1 ) ABl. C 13 vom 14.1.2012. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 6. November 
2012 — Europäische Kommission/Ungarn 

(Rechtssache C-286/12) ( 1 ) 

(Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Sozialpolitik — 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf — Richtlinie 
2000/78/EG — Art. 2 und 6 Abs. 1 — Nationale Regelung, 
wonach Richter, Staatsanwälte und Notare bei Erreichen des 
62. Lebensjahrs aus dem Berufsleben ausscheiden müssen — 
Legitime Ziele, die eine unterschiedliche Behandlung gegen­
über Arbeitnehmern rechtfertigen, die noch nicht 62 Jahre 

alt sind — Verhältnismäßigkeit der Übergangszeit) 

(2013/C 9/35) 

Verfahrenssprache: Ungarisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: J. 
Enegren und K. Talabér-Ritz) 

Beklagte: Ungarn (Prozessbevollmächtigter: M. Z. Fehér) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Verstoß gegen Art. 2 
und Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. 
November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für 
die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und 
Beruf (ABl. L 303, S. 16) — Nationale Regelung, wonach Rich­
ter, Staatsanwälte und Notare bei Erreichen des 62. Lebensjahres 
aus dem Berufsleben ausscheiden müssen — Keine legitimen 
Ziele, die diese unterschiedliche Behandlung gegenüber Arbeit­
nehmern rechtfertigen, die noch nicht 62 Jahre alt sind — 
Unverhältnismäßige Dauer der Übergangszeit (ein Jahr) 

Tenor 

1. Ungarn hat dadurch gegen seine Verpflichtungen aus Art. 2 und 
Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. 
November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für 
die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und 
Beruf verstoßen, dass es eine nationale Regelung erlassen hat, 
wonach Richter, Staatsanwälte und Notare bei Erreichen des 62. 
Lebensjahrs aus dem Berufsleben ausscheiden müssen, was zu einer 
unterschiedlichen Behandlung aufgrund des Alters führt, die außer 
Verhältnis zu den verfolgten Zielen steht. 

2. Ungarn trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 217 vom 21.7.2012. 

Beschluss des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 4. 
Oktober 2012 (Vorabentscheidungsersuchen des Consiglio 
di Stato — Italien) — Vivaio dei Molini Azienda Agricola 
Porro Savoldi ss/Autorità per la Vigilanza sui Contratti 

Pubblici di lavori, servizi e forniture 

(Rechtssache C-502/11) ( 1 ) 

(Öffentliche Bauaufträge — Richtlinie 93/37/EWG — Art. 6 
— Grundsätze der Gleichbehandlung und der Transparenz — 
Zulässigkeit einer Regelung, die die Teilnahme an Ausschrei­
bungsverfahren auf Gesellschaften beschränkt, die eine Han­
delstätigkeit ausüben, und einfache Gesellschaften („società 
semplici“) ausschließt — Institutionelle und satzungsmäßige 

Zwecke — Landwirtschaftsunternehmen) 

(2013/C 9/36) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Vorlegendes Gericht 

Consiglio di Stato 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Vivaio dei Molini Azienda Agricola Porro Savoldi ss 

Beklagte: Autorità per la Vigilanza sui Contratti Pubblici di la­
vori, servizi e forniture 

Beteiligte: SOA CQOP Costruttori Qualificati Opere Pubbliche 
SpA, Unione Provinciale Agricoltori di Brescia
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